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Tarifbindung ist 
ein wichtiges Ziel
Die Einführung der Tariftreue-Regelung war  
ein notwendiger erster Schritt. Doch an einigen 
Stellen muss nachgebessert werden, findet  
Karl-Josef Laumann. 

Für mich ist schon seit langem klar: Der 
gerechte Lohn ist derjenige, der in Tarifver-

handlungen zwischen den Sozialpartnern ausge-
handelt wird. Das gilt natürlich auch in der Pflege. 
Deshalb war die Einführung der sogenannten 
Tariftreue-Regelung ein grundsätzlich richtiger 
und wichtiger Schritt in der Pflegebranche. Sie 
sorgt dafür, dass die Beschäftigten in der Pflege 
Löhne erhalten, die ihrer verantwortungsvollen 
und anspruchsvollen Arbeit gerecht werden. 

Dazu kommt noch ein weiterer Faktor: Ange-
sichts des gravierenden Fachkräftemangels 
müssen wir die Attraktivität der Pflegeberufe 
weiter erhöhen. Faire Bezahlung nach Tarif ist 
dabei ein wesentlicher Baustein, um qualifizierte 
und motivierte Fachkräfte zu gewinnen und lang-
fristig zu binden. Die Tariftreue-Regelung verhin-
dert, dass Anbieter von Pflegeleistungen durch 
niedrige Löhne Wettbewerbsvorteile auf Kosten 
der Beschäftigten erzielen. Gleichzeitig wurde den 
Kostenträgern deutlich signalisiert, dass Tarifbin-
dung und damit auch die Refinanzierung von 
Tariflöhnen ein wichtiges Ziel im professionellen 
Pflegesystem sein muss.

Allerdings ist noch längst nicht alles Gold, was 
glänzt. Durch die bundesrechtlich eingeführte 
Option des „regional üblichen Entlohnungs-

niveaus“ in seiner jetzigen Form wird die Erhöhung 
der Tarifbindung oder gar ihre flächendeckende 
Einführung nicht erreicht. Das Verfahren zur 
Berechnung ist komplex und erschwert den Pfle-
geeinrichtungen und Kostenträgern die Umset-
zung. Es bedarf deshalb einer Nachbesserung der 
Rahmenvorgaben und starker Tarifvertragspar-
teien, um eine flächendeckende Einführung von 
Tarifverträgen zu erreichen.

Doch gute Arbeitsbedingungen sind weitaus 
mehr als angemessene Löhne. Die Betriebe tragen 
ganz zentral die Verantwortung dafür, ihre inner-
betrieblichen Prozesse und Strukturen so zu 
gestalten, dass sie attraktive Arbeitsplätze 
bieten. Das Thema Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf ist hier beispielsweise ein wichtiges Thema. 
Dies erfordert innovative Ansätze vor allem in 
einer Branche, die mit einem Mangel an Fach-
kräften zu kämpfen hat. 

Die Tariftreue-Regelung ist ein klares Signal: 
Die Arbeit des Pflegepersonals muss noch mehr 
anerkannt und fair entlohnt werden. In der Verant-
wortung für gute Arbeitsbedingungen stehen wir 
letztlich alle – Arbeitgeber, Gewerkschaften, 
Kostenträger, Gesetzgeber und Politik.   ●

Karl-Josef Laumann MdL 
ist Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales  
des Landes Nordrhein-Westfalen.

„ Gute Arbeitsbedingungen  
sind weitaus mehr  
als angemessene Löhne.“
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Bessere Arbeitsbedingungen für die Pflege – das war das primäre Ziel der Tariftreue-Regelung.  

Ziele nicht erreicht
Im Jahr 2021 hat der Gesetzgeber erstmals eine Tariftreue  

in der Pflege als Zugangsvoraussetzung definiert. So sollten 
Lohnzuwächse und bessere Arbeitsbedingungen realisiert werden. 

Doch das neue System hat eklatante Schwächen. 
Text: Simon Kothe

Die wachsende Zahl 
p f l e g e b e d ü r f t i g e r 
Menschen, der akute 
Pflegepersonal-Eng-
pass und die oft un-

attraktiven Arbeitsbedingungen 
im Pflegebereich machen deutlich: 
Die deutsche Pflegebranche steht 
vor großen Herausforderungen. 
Um die professionelle Pflege durch 
eine bessere Bezahlung attraktiver 
zu machen, führte der Gesetzge-

ber im August 2010 in der Langzeit-
pflege einen branchenspezifischen 
Mindestlohn ein. Seit Januar 2015 
gilt dieser auch für die häusliche 
Krankenpflege. Grundlage ist das 
Arbeitnehmer-Entsendegesetz, das 
sicherstellen soll, dass Beschäftigte 
in der Pflege fair bezahlt werden. 

Eine bessere Bezahlung für das 
Pflegepersonal war auch eine zen-
trale Forderung der Konzertierten 
Aktion Pflege (KAP). Diese Initiati-

ve der Bundesregierung vereinbarte 
zusammen mit verschiedenen Ak-
teuren der Pflegebranche Maßnah-
men zur Verbesserung der Arbeits-
bedingungen. Auch hier lautete das 
Ziel: den Pflegeberuf attraktiver ma-
chen, um mehr Menschen für die-
sen Beruf zu gewinnen. 

Neben der Weiterentwicklung 
rechtlicher Instrumente, wie des am 
29. November 2019 in Kraft getre-
tenen Pflegelöhne-Verbesserungs-
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lungsgesetz (GVWG) einen alter-
nativen Weg und setzte neue 
Maßstäbe für die Zulassung von 
Pflegeeinrichtungen: Seit dem  
1. September 2022 dürfen nur noch 
solche Einrichtungen zur Versor-
gung zugelassen werden, die ent-
weder an einen Tarifvertrag oder 
an kirchliche Arbeitsrechtsregelun-
gen gebunden sind oder sich bei der 
Entlohnung daran orientieren. Um 
verfassungsrechtliche Bedenken 
zu zerstreuen, der Staat greife un-
rechtmäßig in die Tarifautonomie 
ein, wurde im Juni 2022 mit dem 
Pflegebonusgesetz die zusätzliche 
Möglichkeit geschaffen, sich an den 
regionalen Entlohnungsniveaus im 
jeweiligen Bundesland zu orientie-
ren. Diese Niveaus werden jährlich 
auf Grundlage der Meldungen ta-
rifgebundener Einrichtungen be-
rechnet und dürfen von nicht ta-
rifgebundenen Einrichtungen um 
höchstens zehn Prozent überschrit-
ten werden, um die Finanzierung 
der Personalkosten in Pflegesatz- 
und Vergütungsvereinbarungen an-
erkannt zu bekommen.

Zwei Jahre später ist es an der 
Zeit, eine Zwischenbilanz zu zie-

hen, inwieweit das GVWG sein Ziel 
erreichen konnte, die Tarifbindung 
in der Pflegebranche zu erhöhen 
und dadurch nicht nur höhere Löh-
ne, sondern auch bessere Arbeitsbe-
dingungen für die Beschäftigten in 
der Pflege zu realisieren. Ein Blick 
auf die entsprechenden Zahlen ist 
allerdings ernüchternd: Zum Mel-
destichtag Ende August 2022 waren 
zwei Drittel der Einrichtungen nicht 
tarifgebunden – von denen wiede-
rum zwei Drittel angaben, sich als 
Zulassungsvoraussetzung am regio-
nal üblichen Entlohnungsniveau 
orientieren zu wollen. Im August 
2024 waren immer noch 64 Prozent  
der Einrichtungen tarifungebun-
den, von denen fast drei Viertel (72 
Prozent) weiterhin die regionalen 
Durchschnittsentgelte als Zulas-
sungsvoraussetzung nutzen. 

gesetzes, das erneut die Entlohnung 
in der Pflegebranche verbessern 
sollte, gilt die flächendeckende ta-
rifliche Entlohnung als Schlüsselele-
ment für die dringend erforderliche 
Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen. Ein allgemeinverbind-
licher Tarifvertrag, der sogenan-
te „TV Altenpflege Deutschland“, 
sollte sicherstellen, dass künftig 
alle Beschäftigten in der Pflege in 
Deutschland fair bezahlt werden 
und unter guten Arbeitsbedingun-
gen arbeiten können – unabhän-
gig davon, ob sie Mitglied einer Ge-
werkschaft sind oder nicht. Den 
Tarifvertrag aushandeln sollten die 
Gewerkschaft ver.di  und die Bun-
desvereinigung der Arbeitgeber in 
der Pflegebranche (BVAP). Durch 
eine Änderung des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes legte der Gesetz-
geber hierfür auch die Einbindung 
der Arbeitsrechtlichen Kommissio-
nen der kirchlichen Träger fest.

Veto gegen den Tarifvertrag

Bedenken genau dieser kirchlichen 
Arbeitgeber, insbesondere der Ca-
ritas, verhinderten allerdings die 
Umsetzung des allgemeingültigen 
Tarifvertrags. Die Caritas und ande-
re kirchliche Arbeitgeber wandten 
ein, dass dieser nicht ausreichend 
auf die spezifischen Bedürfnisse 
ihrer Einrichtungen eingehe. Kri-
tisiert wurde unter anderem, dass 
Regelungen zur betrieblichen Al-
tersvorsorge, zu passgenauen 
Arbeitszeitmodellen und zu Über-
stundenzuschlägen fehlten. Zudem 
bestand vor allem in Bezug auf die 
Entlohnung in den unteren Beschäf-
tigtengruppen die Befürchtung, die 
Kosten bei den Pflegekassen nicht 
geltend machen zu können. 

Vor diesem Hintergrund ging 
der Gesetzgeber mit dem Gesund-
heitsversorgungsweiterentwick-

Lohnniveau gestiegen 
Immerhin: Trotz der kaum gestiege-
nen Tarifbindung konnten nach In-
krafttreten des Gesetzes zumindest 
Lohnzuwächse in der Pflegebran-
che verzeichnet werden. Betrug das 
regional übliche Entlohnungs-

Tariftreueregelungen im Fokus
Zulassung: Pflegeeinrichtungen können seit dem Inkrafttreten der 
Tariftreueregelungen mit den Pflegekassen nur noch einen Versorgungs-
vertrag abschließen, indem sie sich für eine von drei Optionen entscheiden:
•  Die Einrichtung ist an einen Tarifvertrag oder an eine kirchliche Arbeits-

rechtsregelung gebunden.
•  Die Einrichtung lehnt sich bei der Entlohnung an einen Tarifvertrag oder 

an eine kirchliche Arbeitsrechtsregelung an. 
•  Die Einrichtung entlohnt in Höhe des sogenannten regional üblichen 

Entlohnungsniveaus.
Wirtschaftlichkeit: Pflegekassen können die Bezahlungen von tarifver-
traglich vereinbarten Gehältern nicht als unwirtschaftlich ablehnen. Bei 
tarifungebundenen Einrichtungen liegt die Grenze für die vollständige 
Refinanzierung zehn Prozent oberhalb des regional üblichen Entlohnungs-
niveaus. 
Nachweis: Die Kostenträgerseite kann überprüfen, ob die Einrichtungen die 
entsprechend ihrer gewählten Zulassungsvoraussetzung erforderlichen 
Gehälter tatsächlich zahlen.
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Deutliche Auswirkung auf den  
Eigenanteil in der Pflege

Viel Aufwand, wenig Ertrag

Tarifbindung kaum gestiegen 

Die Tarifbindung in der Pflege bleibt auch 2024 mit  
36 Prozent auf niedrigem Niveau – zum Beginn der 
gesetzlichen Neuregelung lag sie bei 34 Prozent.  
 Quelle: AOK-Bundesverband

Tarifbindung heute 

Zur Berechnung des regional üblichen Durchschnittsentgeltes 
müssen tarifgebundene Pflegeeinrichtungen die tariflichen 
Lohnansprüche ihrer Beschäftigten melden. Durch Nicht-
Meldungen und fehlerhafte Meldungen liegt die Quote der 
plausiblen Meldungen jedoch bei gerade einmal 75 Prozent.   
 Quelle: AOK-Bundesverband

Aufgrund der Tariftreueregelung sind die 
einrichtungseinheitlichen Eigenanteile (EEE) 
zwischen 2021 und 2022 um 24 Prozent gestiegen. 
In den Vorjahren betrug der jährliche Anstieg der 
EEEs zwischen 12 und 15 Prozent.
 Quelle: WIdO
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Auf einen Blick

Tarifbindung und die Folgen  
 Wie sinnvoll waren die 2022 gesetzlich eingeführten Tariftreue-Regelungen? Ein Blick 

auf die Zahlen zeigt: Erfolge gab es wenige, dafür aber viele Komplikationen. 



niveau 2021 noch 19,90 Euro über 
alle drei Beschäftigtengruppen (Pfle-
gehilfspersonal, Pflegeassistenzper-
sonal, Pflegefachpersonal) hinweg, 
stieg dieser Wert bis 2024 auf 22,60 
Euro – ein satter Zuwachs um mehr 
als 13 Prozent. Allerdings zeigte 
sich auch, dass der Lohnzuwachs 
stark zwischen den Bundeslän-
dern variierte. So stieg das Entloh-
nungsniveau 2024 beispielsweise in 
Bremen um 3,1 Prozent, in Nieder-
sachsen hingegen um 10,45 Prozent. 

Kritik an zu viel Bürokratie

Angesichts des verfehlten Ziels, die 
Tarifbindung in den Pflegeeinrich-
tungen zu erhöhen, stellt sich die 
Frage, ob Lohnzuwächse in der Pfle-
ge nicht auch einfacher und unbü-
rokratischer erreicht werden kön-
nen. Die Komplexität der jährlichen 
Meldungen zu den Entlohnungsbe-
standteilen, die tarifgebundene 
Pflegeeinrichtungen zur Berech-
nung des regional üblichen Entloh-
nungsniveaus einreichen müssen, 
stößt zunehmend auf Kritik. Diese 
verpflichtenden Meldungen enthal-
ten Angaben zur Pflegeeinrichtung, 
zu den Laufzeiten, zum räumlichen 
Geltungsbereich, zur Summe der 
eingesetzten Vollzeitäquivalente so-
wie zu festgelegten Entlohnungsbe-
standteilen wie dem Tabellengrund-
lohn oder dem Weihnachtsgeld. Im 
Jahr 2022 erwiesen sich gerade ein-
mal 65 Prozent der eingereichten 
Meldungen als brauchbar für die  
Berechnung des regionalen Ent-
lohnungsniveaus, während  
35 Prozent der Meldungen fehler-
haft waren und aufgrund von Im-
plausibilitäten ausgeschlossen wer-
den mussten. Hinzu kommt, dass 
zwar fast 2.500 Einrichtungen anga-
ben, an einen Tarifvertrag gebun-
den zu sein, jedoch keine Meldung 
abgaben. Durch Anpassungen der 

Erfassungsmasken konnte die Mel-
dequote 2023 auf insgesamt 75 Pro-
zent plausible Meldungen gesteigert 
werden, trotzdem sind die geforder-
ten Eingaben noch immer sehr 
komplex und beanspruchen viel 
Zeit und Informationen. 

Diese Situation sorgt für erheb-
liche Unzufriedenheit unter den ta-
rifgebundenen Einrichtungen. Die-
se kritisieren, dass sie gezwungen 
sind, jährlich eine aufwendige Mel-
dung einzureichen, die ausschließ-
lich dazu dient, den im Wettbewerb 

um Personal stehenden, nicht ta-
rifgebundenen Pflegeeinrichtun-
gen höhere Entlohnungen ihrer 
Beschäftigten gegenüber den Pfle-
gekassen geltend machen zu kön-
nen, während sie gleichzeitig dem 
Risiko von Sanktionen bei fehler-
haften Angaben ausgesetzt sind. 

Meldeverfahren vereinfachen

Vor diesem Hintergrund wird   
aktuell diskutiert, wie das Melde-
verfahren einerseits vereinfacht 
werden kann, um die Belastung 
für tarifgebundene Einrichtungen 
zu reduzieren, und andererseits 
die Fehler- und Manipulationsan-
fälligkeit begrenzt werden kann, 
während gleichzeitig eine realisti-
sche Darstellung der Entlohnung 
nach Tarifverträgen in der Region 

2.713
Pflegeeinrichtungen

... gaben trotz einer Meldepflicht  
für tarifgebundene Einrichtungen im 

Jahr 2024 keine Meldung ab.

Simon Kothe ist Referent Pflege im 
AOK-Bundesverband.

gewährleistet wird. Zudem wird 
das regional übliche Entlohnungs-
niveau immer wieder kritisiert, da 
es lediglich im Durchschnitt ein-
gehalten werden muss. Dies führt 
im Einzelfall dazu, dass einzelne 
Beschäftigte unterhalb des „güns-
tigsten“ Tarifvertrags entlohnt 
werden und es darüber keinerlei 
Transparenz gibt. Ferner werden 
die Pflegekassen zu einer Tarifkon-
trollinstanz gemacht, die durch ein 
aufwendiges Nachweisverfahren 
sicherstellen soll, dass die Einrich-
tungen die Zulassungsvorausset-
zungen einhalten – grundsätzlich 
kein Aufgabenbereich der Kassen. 

Ein weiterer Kritikpunkt an der 
heute bestehenden Regelung ist, 
dass die Gehaltserhöhungen in der 
Pflege letztlich von den Beitrags-
zahlenden und den pflegebedürf-
tigen Menschen getragen werden 
müssen. Da das GVWG die Kassen 
verpflichtet, die Gehälter tarifge-
bundener Einrichtungen als wirt-
schaftlich anzuerkennen, besteht 
für die Kassen in diesen Fällen kein 
Verhandlungsspielraum. So führen 
steigende Löhne am Ende zu höhe-
ren Eigenanteilen. 

Das Bundesgesundheitsministe-
rium hat den gesetzlichen Auftrag, 
die Wirkungen der Tariftreuerege-
lungen zu evaluieren. Es bleibt da-
her zu hoffen, dass die notwendigen 
Anpassungen zeitnah durchgeführt 
werden. Die ursprüngliche Inten-
tion, durch eine höhere Tarifbin-
dung bessere Arbeitsbedingungen 
zu schaffen, konnte nicht realisiert 
werden. Erreicht wurde lediglich 
eine durchschnittlich bessere Ent-
lohnung – der damit verbundene 
Aufwand für Pflegekassen und auch 
Einrichtungen steht jedoch kaum in 
einem angemessenen Verhältnis.   ● 
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Die Tariftreueregelung ist auf den Weg gebracht, eine Erfolgskontrolle fehlt aber.  

Das Gesundheitsversorgungswei-
terentwicklungsgesetz verpflich-
tet seit 2022 alle Pflegeanbieter 
dazu, ihr Pflegepersonal mindes-
tens nach einem einschlägigen 
Flächentarifvertrag oder einem 
Haustarifvertrag einer (anderen) 
Einrichtung in der Region zu ver-
güten. Wie sieht es jetzt, zwei Jahre 
später, aus? Haben sich die Entloh-
nung und die Arbeitsbedingungen 
verbessert? Bereits diese Frage trifft 
den Kern des Problems. Denn nie-
mand verfügt über ausreichend 
Daten, um sie zu beantworten. 

Entlohnung im Mittelfeld

Für das Saarland gibt es bisher nur 
Angaben von der AOK in Form 
einer Pressemitteilung aus dem 
Jahr 2022 und eine Tabelle des re-
gional üblichen Entgeltniveaus al-
ler Bundesländer vom 31. Oktober 
2023. Die Zahlen dafür wurden von 
den Trägern der Pflegeeinrichtun-
gen gemeldet. Den Einrichtungs-
trägern zufolge sind die Löhne in 
der Altenpflege im Saarland und in 
Rheinland-Pfalz 2022 überdurch-
schnittlich gewesen, da viele Ein-
richtungen bereits nach Tarif oder 
vergleichbar bezahlt hätten. In der 
Tabelle aus dem Jahr 2023 liegt das 
Saarland bei der Entlohnung des 
Fachpersonals nur noch im Mit-
telfeld. Man kann vermuten, dass 
sich die anderen Bundesländer an 
das Niveau des Saarlandes angegli-
chen haben, während sich dort we-
nig verändert hat. 

Stochern im Nebel
Seit September 2022 gilt Tariftreue in der Pflege. Ob die beabsichtigten 

Verbesserungen aber tatsächlich bei den Beschäftigten in der Pflege ankommen, ist 
nicht zuletzt aufgrund mangelnder Daten unklar.

Ob die von den Einrichtungen über-
mittelten Beträge tatsächlich bei 
den Pflegenden ankommen, lässt 
sich nicht sagen. Um hier eine aus-
sagekräftige Feststellung treffen zu 
können, bedarf es zwingend einer 
neutralen Kontrollinstanz, die die 
Einhaltung der Tariftreueregelung 
überprüft. Eine solche gibt es nicht 
und ist auch nicht vorgesehen, we-
der ein Register noch eine Melde-
stelle oder Prüfbehörde, wie beim 
Fairer-Lohn-Gesetz im Saarland. 

Vorsicht bei neuen Verträgen 

Ein Indiz dafür, dass sich die Arbeits-
bedingungen für manche Beschäf-
tigten durch die Tariftreue regelung 
nicht verbessert haben, sind die 
zahlreichen Beschwerden, die die 
Arbeitskammer zu Beginn der Um-
setzung des Gesetzes im September 
2022 erreicht haben. So versuchten 
Arbeitgeber in der Altenpflege, Mit-
arbeitende zur Unterschrift neuer 

Arbeitsverträge zu drängen. Diese 
sahen zwar die Umsetzung der ge-
setzlichen Bestimmungen mit Ver-
besserungen bei der Entlohnung 
vor, gleichzeitig aber auch Ver-
schlechterungen, etwa bei den an-
zuerkennenden Arbeitsjahren, dem 
Urlaubsanspruch oder den Zulagen-
vereinbarungen. Die Arbeitskammer 
hat vor dem Abschluss solcher Ver-
träge ausdrücklich per Pressemit-
teilung gewarnt. Danach sind hier 
zwar keine Beschwerden mehr ein-
gegangen. Es fehlt aber die Prüfung, 
ob die Beschäftigten in der Pflege 
in einigen Einrichtungen zwar bes-
ser bezahlt werden, aber insgesamt 
schlechtere Arbeitsbedingungen 
haben. Auch dafür brauchte es eine 
neutrale Prüfinstanz, die leider per 
Gesetz nicht vorgesehen ist. Das ist 
die große Schwäche der Tariftreue-
regelung.     ● 

Beatrice Zeiger ist Geschäftsführerin 
der Arbeitskammer des Saarlandes.
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Daten für die Ermittlung des regio-
nal üblichen Entgeltniveaus (RüE) 
bereitzustellen, ist für die tarifge-
bundenen Pflegeeinrichtungen aus 
mehreren Gründen sehr aufwen-
dig. Zum einen liegen die Daten in 
den Pflegeeinrichtungen nicht in 
der abgefragten Form vor, da es 
sich hier um eine Verknüpfung von 
tatsächlichen und fiktiven Werten 
handelt. So werden pro Mitarbei-
tenden das tatsächliche Vollzeit-
äquivalent und die tarifliche Ein-
gruppierung erhoben. Auf dieser 
Basis werden die entsprechenden 
Entgelte und Zulagen aus den Ent-
gelttabellen oder Tarifen ver-
knüpft. Zum anderen führt die Ab-
frage der pflegerelevanten Zulagen 
in den Pflegeeinrichtungen zu 
Interpretationsschwierigkeiten, so-
bald es Veränderungen in den Ta-
rifwerken oder kirchlichen Arbeits-
rechtsregelungen gibt.

Ungünstiger Zeitpunkt

Die Bereitstellung der Daten ist zu-
dem sehr aufwendig: Das Melde-
Portal bietet keine Upload-Funk-
tion, alle Eingaben müssen in den 
dafür vorgesehenen Feldern erfol-
gen. Und obwohl viele der abge-
fragten Daten für alle Einrichtun-
gen eines Trägers identisch sind, 
muss die Meldung pro Einrichtung 
abgegeben werden.

Der Zeitpunkt der Abfrage, der 
Monat August, ist eine zusätzliche 
Herausforderung. Die Daten müs-
sen während der Urlaubszeit ermit-

„Die Bereitstellung 
der Daten ist  

sehr aufwendig.“

Großer Aufwand für wenig Nutzen
Tarifgebundene Pflegeeinrichtungen müssen Daten bereitstellen, auf deren  

 Grundlage das regional übliche Entgeltniveau ermittelt wird. Das komplizierte 
Verfahren stößt in der Praxis auf Kritik.  

Faire Löhne in der Pflege sind das Ziel.

telt werden, damit die „Geschäfts-
stelle Tarifliche Entlohnung in der 
Langzeitpflege (GS)“ deren Plausi-
bilität prüfen und das RüE recht-
zeitig berechnen kann.

Vereinfachen per Mittelwert

Aus unserer Sicht ließe sich das Ver-
fahren durch die Bildung regiona-
ler Qualifikationspreise erheblich 
vereinfachen, indem ein Mittelwert 
über die Tabellenentgelte der für 
die Qualifikation gültigen Eingrup-
pierungsmöglichkeiten je Tarifwerk 
oder kirchliche Arbeitsrechtsrege-
lung gebildet wird. Die Tarifpartei-

en oder Arbeitsrechtlichen Kom-
missionen könnten der GS dafür 
einen sogenannten Steckbrief und 
die im August gültigen Tabellenent-
gelte zur Verfügung stellen.

Die Einrichtungen müss-
ten dann nur noch melden, wel-
chen Tarif oder welche kirchliche 
Arbeitsrechtsregelung sie anwen-
den und wie viele Mitarbeitende 
am 1. Juli in der jeweiligen Quali-
fikationsgruppe beschäftigt waren.

Kein Vorteil für Tarifbetriebe

Insgesamt haben die tarifgebun-
denen und an kirchliches Arbeits-
recht gebundenen Pflegeeinrich-
tungen zurzeit keinen Vorteil aus 
der aufwendigen Datenerhebung, 
die aufgrund der Mischung von 
tatsächlichen und fiktiven Werten 
nicht die tatsächliche Vergütung 
der Mitarbeitenden abbildet. Zu-
dem ist durch die reine Kosten-
steigerungsbetrachtung die Leis-
tungsvergütung der Anwender des 
regional üblichen Entgeltniveaus 
inzwischen in vielen Fällen deut-
lich höher als die Leistungsvergü-
tung der tarifgebundenen Pflege-
einrichtungen – und dies, obwohl 
dieses nicht alle tariflichen Ge-
haltsbestandteile und Arbeits-
bedingungen, zum Beispiel die 
betriebliche Altersvorsorge, be-
rücksichtigt.     ● 

Susanne Westhoff ist als Referentin 
bei der Arbeitsgemeinschaft Diakonie 
in Rheinland-Pfalz landesweit für die 
ambulante Pflege zuständig.

Regional übliches Entgeltniveau
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Cornelia Prüfer-Storcks, ehemalige 
Hamburger Gesundheitssenatorin, ist 
Vorsitzende der Pflegekommission.

Die Wertschätzung der Arbeit in 
der Pflege „wird auch und insbe-
sondere durch eine angemessene 
Entlohnung ausgedrückt“, stellte 
2019 die von der Bundesregierung 
ins Leben gerufene Konzertierte 
Aktion Pflege (KAP) fest. Sie forder-
te seinerzeit, den Pflegemindest-
lohn zu erhöhen und die Entloh-
nung nach Tarif zu stärken. 

Mindestlohn verdoppelt

Der 2010 eingeführte Pflegemindest-
lohn stieg innerhalb von zehn Jah-
ren im Osten von 7,50 auf 10,85 Euro, 
im Westen von 8,50 auf 11,35 Euro. 
Seit Mitte 2021 wird nicht mehr nach 
Ost und West, sondern nach Quali-
fikation differenziert. Der Pflege-
mindestlohn hat seitdem deutliche 
Sprünge nach oben gemacht. Ab 

dem 1. Juli 2025 soll er 20,50 Euro 
für Fachkräfte, 17,35 Euro für Ange-
lernte und 16,10 Euro für Ungelern-
te betragen. Der Pflegemindestlohn 
wurde also seit seiner Einführung 
mehr als verdoppelt und wird in der 
untersten Stufe im nächsten Jahr 
mehr als drei Euro über dem all-
gemeinen Mindestlohn liegen. Die 
Pflegekommission ist dem Auftrag 
der KAP hier also gerecht geworden. 

„Der Pflegemindestlohn ist durch  
die Tariftreueregelung nicht überflüssig 

geworden.“

Von einer flächendeckenden 
Tarifbindung ist die Pflegebranche 
hingegen nach wie vor weit ent-
fernt. Pflegeeinrichtungen müssen 
einem Tarifvertrag weder beitreten 
noch ihn anwenden, wenn sie das 
regional übliche durchschnittliche 
Entlohnungsniveau (RüE) nicht 
unterschreiten. Zwei Drittel der 
Einrichtungen sind nicht kollek-
tivrechtlich gebunden; davon ha-
ben wiederum zwei Drittel für die 
sogenannte Durchschnittsanwen-
dung optiert. 

Zwar liegt das durchschnittli-
che Entlohnungsniveau in den ver-
schiedenen Qualifikationsstufen in 
allen Regionen über dem Mindest-
lohn. Das heißt allerdings nicht, 
dass durch die Tariftreueregelung 
automatisch alle Beschäftigten 
einer Pflegeeinrichtung über dem 

Mindestlohn bezahlt würden. Das 
RüE ist keine Lohnuntergrenze im 
Einzelfall, sondern bildet nur den 
Durchschnittslohn der Beschäf-
tigten einer Einrichtung ab. Tarif-
verträge und Pflegeeinrichtungen 
differenzieren nach Alter, Berufs- 
und Betriebszugehörigkeit, sodass 
es eine große Spreizung innerhalb 
einer Einrichtung geben kann – 
theoretisch bis unterhalb des Min-

destlohns. Nur dank des Pflegemin-
destlohns haben alle Beschäftigten 
einer Pflegeeinrichtung vom ersten 
Tag ihrer Berufs- und Betriebszuge-
hörigkeit an einen individuell ein-
klagbaren Anspruch auf die Min-
desthöhe bei der Entlohnung. 

Reform ist notwendig

Der Pflegemindestlohn ist durch 
die Tariftreueregelung nicht über-
flüssig geworden. Beide Instru-
mente sind Treiber für eine bes-
sere Bezahlung in der Pflege. Die 
Pflegekommission hat bei ihren 
Beratungen neben vielen anderen 
Faktoren auch die RüE und die Ta-
rifabschlüsse im Blick. Sie agiert bei 
ihrer Arbeit stets in einem Span-
nungsfeld: Auf der einen Seite gilt 
es, durch eine faire Bezahlung der 
Beschäftigten in der Pflege die Ver-
sorgung sicherzustellen, auf der an-
deren Seite ist die (auch) dadurch 
getriebene Erhöhung der Eigenan-
teile der Pflegebedürftigen und der 
Ausgaben der Pflegeversicherung 
zu bedenken. Die Pflegekommis-
sion hat deshalb eine grundlegende 
Reform angemahnt, die die Pflege-
versicherung von allgemeinen ge-
sellschaftlichen Aufgaben entlastet, 
ihre Leistungen dynamisiert und 
einen überproportionalen Anstieg 
der Eigenanteile der Pflegebedürf-
tigen verhindert.     ● 

Gutes Geld für gute Arbeit
Die Pflegekommission beim Bundesarbeitsministerium spricht alle zwei Jahre  
eine Empfehlung zum Mindestlohn in der Pflege aus. Auch nach der Einführung  

der Tariftreueregelung ist dieser Mindestlohn unverzichtbar.
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„ Die Politik musste handeln“ 
Nachdem ein Branchentarifvertrag nicht durchsetzbar war, führte die Bundes-
regierung 2021 die Tariflohnpflicht ein. Sylvia Bühler erklärt, warum dies trotzdem 
keine Pflicht zum Tariflohn bedeutet und viele Probleme weiter bestehen.

War die Vorgabe der Bundes-
regierung richtig, die Abrech-
nungsfähigkeit von Pflege-
einrichtungen an tarifliche 
Anbindungen zu knüpfen? 
Die Politik musste handeln. Vor 
allem kommerzielle Anbieter im 
Pflegemarkt verweigerten Tarif-
verträge und steigerten durch 
niedrige Löhne ihre Gewinne.  In 
weit mehr als 20.000 tariflosen 
Betrieben Haustarifverträge zu 
erstreiken und jährlich zu verhan-
deln, ist keine realistische Option. 
Deshalb hatten ver.di und die 
Bundesvereinigung der Arbeit-
geber in der Pflegebranche 
(BVAP) als Branchenlösung einen 
Tarifvertrag ausverhandelt, der 
als Mindestbedingungen auf die 
gesamte Branche erstreckt 
werden sollte. Das wichtige 
Projekt wurde von Caritas und 
Diakonie blockiert. Darauf wurde 
die sogenannte Tariflohnpflicht 
eingeführt. Die Bezeichnung ist 
irreführend, denn keine Beschäf-
tigte hat dadurch Anspruch auf 
Tariflohn. Die einzige Haltelinie 
ist der Pflegemindestlohn. Auch 
die Tarifbindung hat sich nicht 
nennenswert erhöht.   

Nicht tarifgebundene Pflegeein-
richtungen können auch das 
regional übliche Entlohnungs-
niveau als Zulassungsvoraus-
setzung wählen. Eine gute Idee?  
Die Entscheidung, dass Vergü-
tungen entsprechend dem 
regional üblichen Niveau vorge-

nommen werden können, war 
fatal. Die Pflegeeinrichtungen 
müssen die Werte nur im Durch-
schnitt der jeweiligen Qualifika-
tionsgruppe einhalten. Das wäre 
erfüllt, wenn eine einzige Pflege-
fachperson sehr gut bezahlt 
würde und die anderen Pflege-
fachpersonen nur den Pflege-
mindestlohn bekämen. Aus 
Gesprächen mit Beschäftigten 
wissen wir, dass die Umsetzung 
meist intransparent ist. 

Welche Verbesserungen – neben 
der Gehaltshöhe – könnte eine 
tarifliche Anbindung dem  
Pflegepersonal bringen? 
Tarifverträge regeln neben der 
monatlichen Vergütung auch 
Jahressonderzahlungen, 
Zuschläge zum Beispiel für 
Arbeit am Wochenende und bei 
Schichtarbeit, die wöchentliche 

„ Tarifverträge 
schützen die 
Beschäftigten.“
Sylvia Bühler ist Mitglied des 
verdi-Bundesvorstands.

Arbeitszeit, Regelungen zur 
Arbeitszeitgestaltung, Urlaubs-
anspruch, betriebliche Alters-
versorgung und vieles mehr.  
Tarifverträge schützen die 
Beschäftigten, weil sie rechtlich 
bindend sind, und sie geben 
Planungssicherheit. Der proble-
matische Ruf der Altenpflege als 
Arbeitsfeld ist wesentlich auf 
schlechte Arbeitsbedingungen 
aufgrund fehlender Tarifver-
träge zurückzuführen. Das 
bekommen selbst die Arbeit-
geber zu spüren, die gute Tarif-
verträge mit ver.di abschließen. 

Welche Forderungen stellen Sie 
nun an die Politik?
Das größte Problem ist die 
Kommerzialisierung, die Alten-
pflege muss wieder gemeinwohl-
orientiert organisiert werden.  
Im Zusammenhang mit der 
Tariftreuereglung ist die Anwen-
dung des durchschnittlichen  
regionalen Entgeltniveaus zu  
streichen. Sie erzeugt Verwal-
tungskosten auch für die tarifge-
bundenen Arbeitgeber, die jähr-
lich Daten melden müssen, 
obwohl sie nicht das Problem 
sind. Besser wäre nach wie vor 
ein Tarifvertrag, dessen Rege-
lungen alle Träger als Mindest-
bedingungen einhalten müssen. 
Damit diese Option eine Chance 
hat, müsste allerdings das Veto-
recht der Kirchen fallen.    ● 

Interview: Otmar MüllerFo
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Der zunehmende Man-
gel an Pflegefachper-
sonal ist eine Ent-
wicklung, die nicht 
nur in Deutschland 

den Pflegesektor vor große Proble-
me stellt. Die WHO prognostiziert 
etwa, dass bis 2030 der Mangel an 
Pflegefachpersonen und Hebam-
men weltweit einen Umfang von 
rund 4,9 Millionen Beschäftigten 
betragen wird. Nicht zuletzt auf-
grund der Corona-Pandemie sind 
der öffentliche und der politische 
Druck in Richtung höherer Löh-
ne und besserer Arbeitsbedingun-
gen im Pflegesektor national und 
international deutlich gestiegen. 
Der Flagship-Report „The value of 
essential work“ der International 
Labour Organization (ILO) betont 
deshalb die Notwendigkeit eines 
institutionellen Wandels: Gera-
de dort, wo es durch den Markt zu 
einem Wettbewerb zulasten der 
Löhne und Arbeitsbedingungen 
der Beschäftigten gekommen ist, 
fordert die ILO eine Neuorientie-
rung hin zu einer staatlichen Re-
Regulierung der Entlohnungs- und 
Arbeitsbedingungen für den Pfle-
gesektor. In Deutschland hat dieser 

Internationale Suche 
nach Lösungen 

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung wurden  
zentrale Weichen für eine verbesserte Entlohnung im Pflegesektor gestellt. Ein Vorbild 

auch für andere Länder? 
Text:  Michaela Evans-Borchers 

Wandel bereits eingesetzt: Mit dem 
„Gesetz zur Weiterentwicklung der 
Gesundheitsversorgung“ (GVWG) 
leitete die Große Koalition im Pfle-
gesektor mit einer „tarifgerechten 
Entlohnung“ als Zugangsvoraus-
setzung für die Abrechnung mit 
den Pflegekassen eine Re-Regulie-
rung ein. Ziel des Gesetzes war es, 
die Entlohnungs- und Arbeitsbe-
dingungen des Personals in Pfle-
ge und Betreuung nachhaltig zu 
verbessern. Nachdem im Vorfeld 

die Vereinbarung eines allgemein-
verbindlichen Tarifvertrags für die 
Altenpflege am Veto der Caritas 
gescheitert war, wird diese gesetz-
liche Neuregelung hierzulande oft-
mals als „zweitbeste Lösung“ gese-
hen. Aus internationaler Perspek-
tive hingegen ist die „tarifgerechte 
Entlohnung“ ein interessanter Um-
setzungsfall institutioneller Re-Re-
gulierung im Pflegesektor. Ausge-
hend hiervon gewinnen Antworten 
auf folgende Fragen an Relevanz: 

Der Fachkräftemangel stellt den Pflegesektor vor große Herausforderungen.
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Wie kann die Re-Regulierung der 
Entlohnungs- und Arbeitsbedin-
gungen im Pflegesektor möglich 
und (politisch) durchsetzbar wer-
den? Welche Rahmenbedingungen 
sind hierfür förderlich? Welche Rol-
le kann der Staat dabei spielen? 

Im internationalen Vergleich ist 
der Pflegesektor in Deutschland al-
lerdings durch einige Besonderhei-
ten gekennzeichnet: Dazu zählen 
unter anderem das Ausbildungs-
system, der Trägermix öffentlicher, 
freigemeinnütziger und privater 
Träger sowie die (auch interna-
tional) komplexen Leistungs- und 
(Re-)Finanzierungslogiken der so-
zialen Pflegeversicherung (SPV). 
Darüber hinaus stellt der Sonderfall 
der kirchlichen Arbeitsrechtsrege-
lungen in Deutschland internatio-
nal eine weitere Besonderheit dar. 

Drei Spannungsfelder 

Die gesetzlichen Regelungen zur 
„tarifgerechten Entlohnung“ in 
Deutschland spannen sich inner-
halb und zwischen den Arenen des 
Sozial-, Tarif- und Arbeitsrechts 
auf. Für die Umsetzung der „ta-
rifgerechten Entlohnung“ galt es, 
insbesondere drei (auch historisch) 
relevante Spannungsfelder zu be-
rücksichtigen: die Wirtschaftlich-
keit von Personalaufwendungen 
und die Refinanzierungsbedingun-
gen für tarifgebundene und tarif-
ungebundene Träger von Pflege-
einrichtungen (Arena Sozialrecht), 
die grundgesetzlich geregelte Ta-
rifautonomie, Koalitions- und Be-
rufsfreiheit und die Möglichkeit 
des Staates, unter bestimmten Be-
dingungen Standards für Entloh-
nungs- und Arbeitsbedingungen 
zu definieren (Arena Tarifrecht), 
sowie die Unterschiede von welt-
lichem und kirchlichem Arbeits-
recht und deren faktische Wirkung 

auf das Arbeitsverhältnis (Arena 
Arbeitsrecht). Konstitutiv für die 
„tarifgerechte Entlohnung“ ist, 
dass diese ein Entlohnungsniveau 
deutlich oberhalb der Pflegemin-
destlöhne adressiert. Tarifverträge 
und kirchliche Arbeitsrechtsrege-
lungen sind gleichgestellt. Die Zu-
lassung zur pflegerischen Versor-
gung wurde gesetzlich unmittelbar 
an das Entlohnungsniveau der Be-
schäftigten in Pflege und Betreu-
ung geknüpft. Dies ist im bundes-
deutschen Sozialrecht eine bislang 
einmalige Neuerung. Pflegeein-
richtungen haben die Wahl, wie sie 

die Zulassungsvoraussetzungen er-
füllen. Neben der „Tarifbindung“ 
sind auch die Optionen der „Ta-
rifanwendung“ oder der „Durch-
schnittsanwendung“ möglich. 
Insofern besteht für Pflegeeinrich-
tungen kein Tarifzwang. Die indi-
viduellen Entlohnungsansprüche 
der Beschäftigten werden zugleich 
über diese Wahloptionen, aller-
dings in unterschiedlicher Reich-
weite, normiert. Und schließlich 
wurden mit der „Geschäftsstelle 
Tarifliche Entlohnung in der Lang-
zeitpflege“ (GS Tarife) beim GKV-
Spitzenverband Bund zentrale Auf-
gaben, die mit der Umsetzung der 
Regelungen zur Entlohnung nach 
Tarif einhergehen, neu institutio-
nalisiert.

Angesichts dessen ist die „tarif-
gerechte Entlohnung“ auch inter-

national ein interessanter Beispiel-
fall der Re-Regulierung der 
Entlohnungs- und Arbeitsbedin-
gungen zwischen Tarifautonomie 
und Sozialstaat. Dies bedeutet 
nicht, dass alle Herausforderungen 
gelöst wären. So zeigte sich in ers-
ten Untersuchungen zwar ein Ef-
fekt auf die Entlohnungshöhe, 
nicht jedoch auf eine flächende-
ckende Erhöhung der Tarifbin-
dung. 

Offene Herausforderungen

Diskutiert werden darüber hinaus 
unter anderem Mehraufwände der 
meldepflichtigen Pflegeeinrichtun-
gen, die Entlohnungstransparenz 
für Beschäftigte in tarifungebunde-
nen Pflegeeinrichtungen sowie die 
Folgen der „tarifgerechten Entloh-
nung“ für die Pflegeversicherten. 
Bereits der erste Ergebnisbericht 
der Konzertierten Aktion Pflege 
(KAP) stellte klar, dass höhere Löh-
ne zu einer finanziellen Mehrbelas-
tung der Pflegebedürftigen führen 
werden, was eine Reform der SPV 
dringend notwendig mache. Zwar 
ist im internationalen Vergleich 
im bundesdeutschen Pflegesektor 
nicht nur vieles anders, sondern 
auch komplexer. Gerade deswegen 
liefert der Umsetzungsfall der „ta-
rifgerechten Entlohnung“ wertvol-
le Hinweise auf Lösungsstrategien 
für eine international bedeutsame 
Herausforderung. Und schließlich 
besteht die Hoffnung, dass die hö-
heren Löhne im Pflegesektor zu 
einem Motor für die überfällige Re-
form der Pflegeversicherung wer-
den.    ● 

„Die tarifgerechte 
Entlohnung ist 

auch international 
ein interessanter 
Beispielfall der 

Re-Regulierung.“

Michaela Evans-Borchers ist Direk-
torin des Forschungsschwerpunktes 
„Arbeit und Wandel“ am Institut Arbeit 
und Technik der Westfälischen Hoch-
schule Gelsenkirchen.Fo
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Wissenschaft



War es sinnvoll, Tariftreue für 
die Zulassung von Pflegeeinrich-
tungen gesetzlich festzulegen? 
Gero Kettler: Ja, aus Sicht der 
Arbeiterwohlfahrt ist die gesetz-
liche Tariftreueregelung weiter-
 hin wichtig und richtig. Alle 
Statistiken zeigen klar, dass sich 
nach Inkrafttreten des Gesetzes 
die Entlohnungsbedingungen in 
der Pflege nachhaltig verbessert 
haben. Die Lücke zwischen der 
Entlohnung von tariflich 
bezahlter Pflege und einer 
Pflege ohne tarifliche Bedin-
gungen hat sich seitdem deut-
lich verringert. 

Wie beurteilen Sie es, auch das 
regional übliche Entlohnungs-
niveau als Zulassungsvoraus-
setzung zu ermöglichen?
Das regional übliche Entloh-
nungsniveau wurde aufgrund von 
Kritik nicht tarifgebundener 
Anbieter erst nachträglich ins 
Gesetz eingefügt. Zwingend war 
das nicht und es hat die 
ursprüngliche Intention des 
Gesetzes völlig konterkariert. Es 
sichert nur ein völlig unzuläng-
liches Mindestmaß an tariflicher 
Entlohnung. Dabei wäre aus 
unserer Sicht kein Arbeitgeber 
auf Basis des ursprünglichen 
Gesetzes gezwungen worden, 
sich einem Tarifvertrag anzu-
schließen oder sich an einen 
Tarifvertrag zu 100 Prozent 
anzulehnen. Es hätte völlig 
ausgereicht, dass sich Pflegeein-

richtungen nur an den gesetz-
lichen Inhalten irgendeines 
Tarifvertrages zu orientieren 
haben. Die später hinzugekom-
mene Regelung zwingt nun 
ausgerechnet die tariftreuen 
Einrichtungen, die das gesetzge-
berische Ziel also bereits 
erfüllen, auch noch dazu, mit 
einem hohen bürokratischen 
Zusatzaufwand Durchschnitts-
entgelte zu errechnen und zu 
melden. 

Hubertus Heil setzt sich weiter-
 hin für die Allgemeinverbindlich-
keit von Tarifverträgen ein. 
Wäre das der geeignetere Weg, 
um Mindestarbeitsbedingungen 
in der Pflege festzulegen?
Wir brauchen verlässliche 
Arbeitsbedingungen für alle. 

Diese über einen allgemeinver-
bindlichen Tarifvertrag zu 
setzen, ist aus unserer Sicht der 
einfachste und der klarste Weg 
– auch für die Arbeitgeber. Das 
Tarifvertragsgesetz setzt hier 
bekanntermaßen hohe Hürden. 
Gemeinsam mit ver.di hat 
damals der Bundesverband der 
Pflegearbeitgeber einen guten 
„Tarifvertrag Altenpflege“ 
aufgesetzt, der Mindeststan-
dards hätte setzen können. Doch 
bei der Frage nach der Allge-
meinverbindlichkeit hat dann die 
Caritas von ihrem Vetorecht 
Gebrauch gemacht.    

Wie beurteilen Sie Tarifverträge 
mit der Klausel, dass Entgelt-
vereinbarungen nur wirksam 
werden, wenn eine Refinanzie-
rung durch die Pflegeversiche-
rung sichergestellt ist?
Tarifliche Entgelte sind unbe-
dingt zu refinanzieren. Das muss 
weiterhin gesetzlich abgesi-
chert sein. Dann sind im Tarif-
vertrag solche Klauseln über-
flüssig, die nur zur Unklarheit 
führen. Ein Tarifvertrag schafft 
Transparenz – übrigens auch für 
die Kostenträger. Er muss die 
Ansprüche der Beschäftigten 
sauber regeln. Der genaue 
Verdienst muss transparent 
sein. Die Mitarbeitenden müssen 
sich auf den Tarifvertrag 
verlassen können.   ● 

„Tarifvertrag schafft Transparenz“
Eine gesetzliche Regelung für mehr Tariftreue ist absolut zielführend, findet  
Gero Kettler. Die Einführung eines Durchschnittsentgeltes als alternative Zulassungs-
bedingung habe allerdings die Intention des Gesetzes völlig konterkariert.  

„ Der genaue 
Verdienst muss 
transparent sein.“
Gero Kettler ist Geschäftsführer 
des Arbeitgeberverbandes AWO 
Deutschland e.  V.
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Mit der Einführung der Pflegeversi-
cherung 1995 hielten marktwirt-
schaftliche Bedingungen Einzug in 
den Pflegesektor. In der Folge ent-
standen einerseits Zehntausende 
neue Jobs, andererseits  verschlech-
terten sich die Arbeitsbedingungen 
in der Pflege kontinuierlich. Es kam 
zu einer Erosion von Flächentarif-
verträgen. Die Bezahlung des Pfle-
gefachpersonals variierte von Bun-
desland zu Bundesland sehr stark 
– bei einer Erhebung kurz vor Ein-
führung des Mindestlohns lag die 
Spanne zwischen sechs und 14 Euro 
Stundenlohn.

Einführung des Mindestlohns 

Um die Arbeitsbedingungen in der 
Altenpflege zu verbessern und den 
Pflegeberuf damit attraktiver zu 
machen, legte der Gesetzgeber An-
fang 2009 durch die Überarbeitung 

Mit Mindestlohn und Tariftreue-Regelungen sollte die Pflege attraktiver werden. 

Vom Chaos zum Standard 
Mit der Überarbeitung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes führte die  

Bundesregierung ab 2010 Mindeststandards in der Altenpflege ein. Unsere Chronik 
zeigt: In der Folge kam es für die Beschäftigten zu deutlichen Einkommenszuwächsen.  

des Arbeitnehmer-Entsendegeset-
zes (AEntG) erstmals Mindeststan-
dards für die Altenpflege fest. Das 
Bundesarbeitsministerium richtete 
eine Pflegekommission ein. Diese – 
paritätisch besetzt von kirchlichen 
und nichtkirchlichen Pflegediens-
ten – besteht aus jeweils vier Mit-
gliedern der Arbeitnehmer- und 
der Arbeitgeberseite. Nach entspre-
chender Empfehlung der Kommis-
sion wurde 2010 der Branchenmin-
destlohn für die Pflege eingeführt. 
Dieser lag für Westdeutschland 
bei 8,50 Euro pro Stunde, für Ost-
deutschland bei 7,50 Euro. Bis 2019 
galt für die alten Bundesländer im 
Westen ein höherer Mindestlohn 
als für die neuen Bundesländer. 
Der jeweilige Mindestlohn war da-
bei unabhängig von der Qualifika-
tion der Beschäftigten. Zum 1. Ap-
ril 2021 wurde zunächst ein eigener 
Mindestlohn für Pflegefachperso-

nen, ab dem 1. Juli dann auch für 
Pflegehilfs- und -assistenzkräfte 
eingeführt. Zum 1. September 2021 
wurden diese jeweiligen Mindest-
löhne im Westen und Osten ange-
glichen, seitdem gibt es für die je-
weiligen Qualifikationsstufen einen 
bundesweit einheitlichen Mindest-
lohn. Aktuell beträgt dieser für Pfle-
gefachpersonen mit dreijähriger 
Ausbildung 19,50 Euro pro Stunde 
(15,50 Euro für Pflegehilfspersonen, 
16,50 für Pflegeassistenzpersonen).     

Einführung der Tariftreue

Mit dem Gesetz zur Weiterentwick-
lung der Gesundheitsversorgung 
(GVWG) verpflichtete der Gesetz-
geber Pflegeeinrichtungen ab dem 
1. September 2022 zur Tariftreue. 
Ziel war es, durch eine hohe Tarif-
bindung einerseits ein Lohnniveau 
deutlich oberhalb des Mindestlohns 
zu etablieren. Andererseits sollten 
aber auch die Arbeitsbedingungen 
– von der Schichtplanung über Jah-
resurlaub bis hin zur Vereinbarkeit 
von Arbeit und Familie – im Rah-
men der tariflichen Verhandlungen 
verbessert werden. Doch das GVWG 
bewirkte nicht die vom Gesetzgeber 
beabsichtigte höhere Tarifbindung 
und die damit einhergehenden bes-
seren Arbeitsbedingungen. Aktuell  
sind weiterhin 64 Prozent  der Pfle-
geeinrichtungen nicht tariflich ge-
bunden.     ● 

Otmar Müller ist freier Journalist mit 
dem Schwerpunkt Gesundheitspolitik.Fo
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Kurz und bündig



Die Regelungen zur tariforientierten Vergütung sind ein wesentlicher Baustein 
zur Zukunftssicherung der Altenpflege. Die Vergütungen sind seit Einführung 
dieses Systems angestiegen, was Pflegeberufe attraktiver macht. Damit 
erfüllt sich das wesentliche Ziel der Regelungen. Der kirchliche Bereich mit 
seinen hohen Vergütungen und nahezu hundertprozentiger Tarifbindung beför-
dert diese Entwicklung maßgeblich. In der operativen Umsetzung der Rege-
lungen besteht jedoch Nachbesserungsbedarf. Nicht tarifgebundene Unter-
nehmen haben kaum Aufwand bei der Lohnfindung. Tarifgebundene 
Unternehmen hingegen sind doppelt belastet: Sie verhandeln selbst oder über 
die Verbände die Tarifentgelte und müssen diese sodann mit hohem organisa-
torischem Aufwand an die zuständige Stelle zur Berechnung der regional 
üblichen Entlohnungsniveaus melden. Die Dienstgeberseite der Caritas tritt 
daher, um die Einrichtungen von Bürokratie zu entlasten, dafür ein, die Melde-
verpflichtungen auf die Ebene der Dienst- oder Arbeitgeberverbände zu  
verlagern. Dort ist man in Kenntnis der kirchlichen Arbeitsvertragsrichtlinien  
beziehungsweise Tarifverträge in der Lage, die notwendigen Daten zusam-
menzustellen und zu melden.   ●
Norbert Altmann ist Sprecher der Dienstgeber – Arbeitsrechtliche Kommission Caritas 

Die jüngsten Zahlen der Bundesagentur für Arbeit zur Vergütungsentwicklung in 
der Altenpflege zeigen, dass die Gehälter seit mehr als zehn Jahren fast  

doppelt so stark steigen wie in allen anderen Branchen. Die staatliche Regulie-
rung der Löhne durch die Tariftreueregelung ist ein ordnungspolitisch schwer-

wiegender Eingriff in die Lohnfindung, obwohl sie die im Markt vorhandenen 
Personalknappheiten widergespiegelt hat. Möglicherweise hat die Tariftreuere-

gelung zu einem (einmaligen) ausgeprägteren Lohnsprung beigetragen – eher 
bei den Hilfs- als bei den Fachkräften – sie hat aber keinen neuen Trend ausge-

löst. Der Preis dafür ist hoch. Die Tariftreueregelung ist ein echtes Bürokratie-
monster und trägt mit zur wirtschaftlichen Schieflage in der Pflege bei. Bei einer 

ernsthaften Evaluation kann das Ergebnis nur lauten, sie wieder abzuschaffen. 
Sie verursacht enorme Bürokratielasten bei Einrichtungen, Diensten und Kassen 

durch ständige Vergütungsverhandlungen, eine kleinteilige Kontroll bürokratie 
und vieles mehr. Kostensteigerungen der Einrichtungen und Dienste werden 
nicht oder nicht zeitgleich refinanziert. Die Tariftreueregelung trägt erwar-

tungsgemäß zur Verteuerung der Pflege bei. Das eigentliche Kernziel, zusätz-
liches Personal für die Pflege zu gewinnen, wird hingegen klar verfehlt.    ●

Rainer Brüderle ist Präsident des bpa Arbeitgeberverbandes e. V.

Braucht die Tariftreue-Pflicht  
eine Nachjustierung?
Wir haben bei den Arbeitgebern in der Pflege nachgefragt, ob sich die mit  
dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung (GVWG) eingeführte 
Tariftreue-Pflicht in der Pflege bewährt hat – oder ob sie ein Update braucht. 
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